
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 

 
 
 

 

Satzung von Teilenswert e.V. 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen „Teilenswert“. Der Verein ist in das Vereinsregister des 
Amtsgerichts Bremen unter der Nummer VR 8658 HB eingetragen und führt den Rechts-
formzusatz „e.V.“.  

2. Der Verein hat seinen Sitz in Bremen. 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung 

a. der Volksbildung, insbesondere der politischen Bildung, 
b. des Umwelt-, Klima-, Natur- und Verbraucherschutzes, 
c. internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des Völ-

kerverständigungsgedankens, insbesondere als Voraussetzung der Sicherung des 
Friedens, 

d. der Hilfe für politisch, geschlechtlich, rassistisch oder religiös Verfolgte und Flücht-
linge, 

e. der Gleichberechtigung von Frauen und Männern, 
f. der allgemeinen Förderung des demokratischen Staatswesens im Geltungsbe-

reich der Abgabenordnung, 
g. von Wissenschaft und Forschung und 
h. des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten vorgenannter gemeinnütziger 

Zwecke. 
 

2. Der Verein muss zur Verwirklichung seines Zwecks nicht gleichzeitig oder im gleichen 
Maße in den gemeinnützigen Förderbereichen nach Abs. 1 tätig sein. Der Vorstand ent-
scheidet darüber, welche seiner steuerbegünstigten Zwecke im Veranlagungszeitraum 
jeweils wann, in welchem Umfang und mit welchen Mitteln verfolgt werden. 

3. Der Verein verwirklicht seinen Satzungszweck unmittelbar selbst durch eigene Tätigkei-
ten oder durch die Zuwendung von Mitteln für die Verwirklichung der unter Abs. 1 ge-
nannten gemeinnützigen Zwecke durch eine andere steuerbegünstigte Körperschaft 
oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts, insbesondere durch: 

a. die Identifizierung und wissenschaftliche Überprüfung der Hintergründe und des 
Wahrheitsgehalts von medialen Inhalten (z. B. Grafiken, wissenschaftlichen Stu-
dien, Videos, Blog-Beiträge), die geeignet sind, den Vereinszweck zu fördern; 

b. die Veröffentlichung der überprüften Inhalte mit dem Ziel der Information und 
Aufklärung der Allgemeinheit; die überprüften und veröffentlichten medialen 
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Inhalte beziehen sich dabei vor allem auf die in dieser Satzung genannten ge-
meinnützigen Zwecke; 

c. die allgemeinverständliche Aufbereitung und Veröffentlichung von medialen In-
halten (z. B. Grafiken, wissenschaftlichen Studien), die geeignet sind, den Vereins-
zweck zu fördern; 

d. die allgemeine und technische Information und Aufklärung der Öffentlichkeit über 
die Art und Weise der Steuerung und Veröffentlichung von medialen Inhalten in 
sozialen Medien, z. B. über die Funktionsweise von Algorithmen bei der Auswahl 
und Anzeige von Informationen zum Zwecke der Sensibilisierung und Aufklärung 
einer breiten Öffentlichkeit, vor allem über die technischen Manipulationsmöglich-
keiten sowie der Möglichkeiten und Eignung zur Desinformation; 

e. regelmäßige Aufrufe an Multiplikator*innen, die identifizierten, überprüften und 
ggf. aufbereiteten medialen Inhalte und die Ergebnisse der Überprüfung der In-
halte z. B. in Sozialen Medien zu verbreiten und damit die Wahrnehmungsfähig-
keit qualitativ überprüfter Information zu steigern mit dem Zweck einer breiten Öf-
fentlichkeit die Meinungsbildung auf qualitativ hochwertiger Grundlage zu ermög-
lichen, Desinformation zu vermeiden und aufzudecken.  

 
4. Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis aller Mitglieder des Vereins zur freiheit-

lich- demokratischen Grundordnung. Der Verein bietet nur solchen Personen die Mit-
gliedschaft an, die sich zu diesen Grundsätzen bekennen. Mitglieder von extremistischen 
Organisationen gleich welcher politischen Ausrichtung, sowie Mitglieder rassistisch und 
fremdenfeindlich organisierter Organisationen oder religiöser Gruppierungen, können 
nicht Mitglied des Vereins werden. 

5. Der Verein arbeitet parteipolitisch neutral. Er verfolgt keine Zwecke im Sinne der Förde-
rung politischer Parteien und deren Programme. 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft. Es darf keine Per-
son durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4. Der Verein kann seine Zwecke auch durch Hilfspersonen im Sinne von § 57 Abs. 1 Satz 2 
AO erfüllen. 

5. Der Verein kann seine Zwecke auch dadurch erfüllen, dass er seine Mittel teilweise einer 
anderen, ebenfalls steuerbegünstigten Körperschaft oder einer Körperschaft des öffentli-
chen Rechts zur Verwendung zu steuerbegünstigten Zwecken zuwendet oder Mittel für 
die Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke einer anderen steuerbegünstigten 
Körperschaft oder für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke durch eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts beschafft.  
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§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Mitglied des Vereins kann jede voll geschäftsfähige natürliche Person werden, die die 
Zwecke des Vereins unterstützt. 

2. Der schriftliche Aufnahmeantrag ist an den Vorstand zu richten. Über den Aufnahmean-
trag entscheidet der Vorstand nach freiem Ermessen. Eine Ablehnung des Antrags muss 
gegenüber dem Antragsteller nicht begründet werden.  

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft  

1. Die Mitgliedschaft endet       

a. mit dem Tod des Mitglieds oder der Auflösung des Vereins, 
b. durch freiwilligen Austritt, 
c. durch Ausschluss. 

2. Der Austritt ist schriftlich unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des 
Geschäftsjahres gegenüber dem Vorstand zu erklären. 

3. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss der Mitgliederversammlung. Aus-
schlussgründe sind insbesondere 

a. grober oder wiederholter Verstoß des Mitglieds gegen die Satzung, oder Be-
schlüsse der Mitgliederversammlung, 

b. schwere Schädigung des Ansehens des Vereins, insbesondere durch die Teil-
nahme an extremistischen oder anderweitig diskriminierenden Veranstaltungen 
von Organisationen oder sonstigen Gruppen im Sinne des § 2 Abs. 4, 

c. Zugehörigkeit zu Organisationen oder sonstigen Gruppen im Sinne von § 2 Abs. 4, 
d. das Tätigen von rassistischen, nationalistischen, antisemitischen oder sonstigen 

menschenverachtenden Äußerungen bzw. entsprechenden Aktivitäten. 
4. Vor der Beschlussfassung über den Ausschluss ist dem Mitglied unter Setzung einer an-

gemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich oder schriftlich zu dem beab-
sichtigten Ausschluss gegenüber dem Vorstand zu erklären. Die Entscheidung über den 
Ausschluss ist dem Mitglied durch den Vorstand schriftlich bekannt zu machen.  

 

§ 6 Mitgliedsbeiträge 

1. Von den Mitgliedern können Beiträge erhoben werden. 

2. Die Art, Höhe und Fälligkeit der Beiträge werden von der Mitgliederversammlung in einer 
Beitragsordnung beschlossen. 

3. Der Vorstand ist darüber hinaus im Einzelfall berechtigt, auf schriftlichen, begründeten 
Antrag eines Mitglieds, der an den Vorstand zu richten ist, Beitragserleichterungen nach 
billigem Ermessen zu gewähren. 

 

§ 7 Förderer*innen 

1. Förderer*innen sind keine Vereinsmitglieder, haben aber das Recht, Vorschläge zu Akti-
vitäten des Vereins zu unterbreiten und Informationen zu erhalten, insbesondere über die 
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allgemeine Verwendung der Förderbeiträge. Sie erhalten in regelmäßigen Abständen In-
formationen über die Entwicklung und Arbeit des Vereins. 

2. Förderer*in kann werden, wer sich zum Vereinszweck bekennt und einen regelmäßigen 
Förderbeitrag leistet. Über die Höhe des Förderbeitrages entscheidet jede*r Förderer*in 
selbst. Der Vorstand kann einen Mindestförderbeitrag festsetzen. Der Status als Förde-
rer*in beginnt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. 

 

§ 8 Organe und Beschlussfassung 

1. Die Organe des Vereins sind  
1. die Mitgliederversammlung (§ 9) und  
2. der Vorstand (§ 10). 

2. Die Mitglieder der Organe sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig, soweit nicht diese Sat-
zung etwas anderes bestimmt. Die ihnen entstandenen angemessenen und nachgewie-
senen Auslagen und Aufwendungen werden ihnen nach Maßgabe eines Vorstandsbe-
schlusses ersetzt. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist 
von drei Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Vom Vorstand kann 
beschlossen werden, den Aufwendungsersatz im Rahmen der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Vereins und der steuerrechtlichen Möglichkeiten auf Pauschalbeträge 
und Pauschalsätze festzusetzen. 

3. Die Organe fassen, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, ihre Beschlüsse in Prä-
senz-Sitzungen, auf schriftlichem Weg, im Wege der Zusammenschaltung per Telefon, 
im Rahmen virtueller Sitzungen, oder sonst im Wege elektronischer Kommunikation, 
wenn die technisch gewährleistet ist, dass die Organmitglieder ihre Rechte, insbesondere 
ihr Stimmrecht, ausüben können.  

4. Der Vorstand kann Organmitgliedern ermöglichen, 

a. an einer Sitzung ohne Anwesenheit am Versammlungsort teilzunehmen und seine 
Rechte, insbesondere sein Stimmrecht, im Wege der elektronischen Kommunika-
tion auszuüben oder 

b. ohne Teilnahme an der Sitzung ihre Stimmen vor der Durchführung der Mitglie-
derversammlung schriftlich abzugeben. 

 
5. Die Art der Sitzung und die Möglichkeiten der Sitzungsteilnahme sowie die Einzelheiten 

des Verfahrens sind spätestens bei der Einberufung der Sitzung mitzuteilen. 

 

§ 9 Mitgliederversammlung 

1. In jedem Geschäftsjahr findet mindestens eine Mitgliederversammlung statt. 

2. Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die 

c. Wahl, Entlastung und Abberufung des Vorstands, 
d. Wahl und Abberufung der Kassenprüfer*innen, 
e. Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands,  
f. Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfer*innen, 
g. Genehmigung des aufgestellten Haushaltsplans für das nächste Geschäftsjahr, 
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h. Beschlussfassung über die Ordnungen des Vereins, insbesondere die Beitrags-
ordnung für Mitglieder, 

i. Überprüfung und Anpassung der vom Vorstand vorgeschlagenen Strategie und 
operativen Pläne zum Erreichen der Vereinsziele, 

j. Beschlussfassung über eine Vergütung des Vorstands, 
k. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, 
l. Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

 
3. Die Mitgliederversammlung wird schriftlich unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen 

und Angabe der Tagesordnung durch den Vorstand einberufen. 

4. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Vereinsmitglieder 
anwesend oder vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit hat der Vorstand innerhalb ei-
nes Monats eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzube-
rufen. Diese zweite Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschie-
nenen Vereinsmitglieder beschlussfähig, wenn hierauf in der Einladung hingewiesen 
wurde. Für deren Ladung gelten im Übrigen die allgemeinen Ladungsbestimmungen. 

5. In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme. Ein Mitglied 
kann für die Versammlung durch ein anderes Mitglied schriftlich zur Ausübung dessen 
Stimmrechtes bevollmächtigt werden. Jedes Mitglied darf jedoch nicht mehr als ein ande-
res Mitglied vertreten. 

6. Die Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 

7. Beschlüsse über Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins erfordern eine 
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen. Eine Änderung des 
Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung von neun Zehnteln aller Mitglieder be-
schlossen werden. 

8. Die Leitung der Versammlung erfolgt durch den Vorstand. 

9. Die Mitgliederversammlung bestimmt zu Beginn jeder Sitzung aus der Mitte des Vor-
stands eine*n Versammlungsleiter*in und eine*n Protokollführer*in.  

10. Die Art der Abstimmung bestimmt der*die Versammlungsleiter*in. Die Abstimmung 
muss geheim durchgeführt werden, wenn dies von einem Drittel der bei der Abstimmung 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beantragt wird. 

11. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen und 
von der*dem Protokollführer*in und der*dem Versammlungsleiter*in zu unterschreiben. 

12. Eine Mitgliederversammlung muss vom Vorstand einberufen werden, wenn das Interesse 
des Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung von einem Zehntel aller Mitglieder 
schriftlich unter Angabe des Grundes verlangt wird. 

 

§ 10 Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus mindestens zwei und maximal vier Personen. Die Mitglieder 
des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählt. Die je-
weils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis 
Nachfolger*innen gewählt worden sind, jedoch maximal sechs Monate. 
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2. Jedes Vorstandsmitglied kann den Verein einzeln gerichtlich und außergerichtlich vertre-
ten. 

3. Der Vorstand führt gemeinsam die Geschäfte des Vereins. Er ist insbesondere für die Ein-
stellung, Führung und Entlassung hauptamtlicher Mitarbeiter, die strategische Weiter-
entwicklung des Vereins und die Aufstellung und Überwachung des Haushaltes zustän-
dig. 

4. Der Vorstand kann Aufträge an Dritte vergeben oder Beschäftigte anstellen. Auch eine 
hauptamtliche Tätigkeit von Vorstandsmitgliedern ist zulässig.  

5. Mitgliedern des Vorstands kann eine Vergütung gezahlt werden. Über ihre Höhe ent-
scheidet die Mitgliederversammlung. Die Mitgliederversammlung kann einzelne Vor-
standsmitglieder zum Abschluss und zur Kündigung von entsprechenden Verträgen mit 
anderen Vorstandsmitgliedern ermächtigen. 

6. Mitglieder des Vorstandes haften für Schäden, die sie in Erfüllung ihrer Tätigkeit verursa-
chen, gegenüber dem Verein und seinen Mitgliedern nur für Vorsatz und grobe Fahrläs-
sigkeit. Das gilt auch, soweit sie für ihre Tätigkeit Vergütungen erhalten. 

 

§ 11 Kassenprüfer*in 

1. Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer*innen, die*der nicht dem Vorstand 
angehören dürfen. Die Amtsdauer der Kassenprüfer*innen beträgt zwei Jahre. Die Wie-
derwahl ist zulässig. 

2. Die Kassenprüfer*innen sollen jährlich die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung und der 
Belege sachlich und rechnerisch prüfen und dies durch ihre Unterschrift bestätigen. Der 
Mitgliederversammlung ist hierüber einmal jährlich ein Bericht vorzulegen. Die Kassen-
prüfer*innen geben eine Empfehlung über die Entlastung des Vorstands ab. 

3. Bei vorgefundenen Mängeln müssen die Kassenprüfer*innen sofort der Mitgliederver-
sammlung berichten. 

 

§ 12 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Präsenz-Sitzung der Mitgliedsversammlung 
beschlossen werden. 

2. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die Mitglieder des Vor-
standes die einzeln vertretungsberechtigten Liquidator*innen. 

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermö-
gen des Vereins an die Amadeu Antonio Stiftung, die es unmittelbar und ausschließlich 
für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 13 Schlussbestimmungen 

1. Diese Satzung wurde in der Mitgliederversammlung vom 27.04.2026 beschlossen. 

2. Der Vorstand wird zu Anpassungen des Satzungsentwurfs ermächtigt, soweit diese zur 
Eintragung des Satzungsentwurfs in das Vereinsregister nach Vorgaben des 
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Registergerichts notwendig sind sowie für den Fall, dass diese nach den Vorgaben der 
zuständigen Finanzverwaltung zum Erhalt des Status als steuerbegünstigt notwendig 
sind. Die Änderungskompetenz des Vorstands umfasst sonstige redaktionelle Änderun-
gen sowie materielle Änderungen, soweit diese den Charakter der jeweiligen Satzungs-
regelung nicht wesentlich verändert.  

3. Soweit in dieser Satzung Schriftlichkeit erwähnt ist, ist Textform (z. B. E-Mail) ausrei-
chend. In seiner Korrespondenz, insbesondere bei Einladungen und Anhörungen, ver-
wendet der Verein die Adresse, die das Mitglied zuletzt gegenüber dem Vorstand be-
kanntgegeben hat. 


